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Aktualisierte Sachstandsdarstellung zu Beitrag 21 des 

Jahresberichts 2025, S. 221 ff.  

Investitionsmaßnahmen im Öffentlichen Personennahverkehr: Endstation 
Ausgabereste 

Sachbearbeitendes Mitglied: Leitender Ministerialrat Burkhardt Dinglinger 

 

Der Landesrechnungshof (LRH) hat die Förderung von Investitionen im besonderen Lan-

desinteresse nach § 13 des Gesetzes über den öffentlichen Personennahverkehr in Nord-

rhein-Westfalen (ÖPNVG NRW) geprüft. 

Nach seinen Feststellungen sind die Ausgaben für Zuwendungen nach § 13 ÖPNVG NRW 

im Zeitraum von 2016 bis 2022 regelmäßig von den veranschlagten Ausgaben abgewichen. 

Gebildete Ausgabereste hat der LRH im Wesentlichen hierauf zurückgeführt. Konkrete 

Maßnahmen, um den Ursachen des gehemmten Mittelabflusses entgegenzuwirken, waren 

für den LRH nicht ersichtlich. Der LRH hat dies vor dem Hintergrund der Haushaltsgrund-

sätze der Klarheit und Wahrheit in Verbindung mit der Pflicht zur Schätzgenauigkeit und 

dem Haushaltsgrundsatz der Vollständigkeit kritisch gesehen.  

Zudem hat der LRH die Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen zu den Investitionsmaßnahmen 

als verbesserungsbedürftig gesehen. Unzureichend sind insbesondere die Zielformulierung 

und die Erfolgskontrolle gewesen. Dies hat sowohl die übergeordnete Ebene des Förder-

programms als auch die einzelnen geförderten Maßnahmen betroffen. 

Ferner hat der LRH festgestellt, dass sich das Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Ver-

kehr (MUNV) nicht auf übergeordnete Aufgaben konzentriert hatte, sondern in operative 

Tätigkeiten eingebunden war. Er hat auch ein verbesserungswürdiges Wissensmanagement 

bei den Bewilligungsbehörden festgestellt. Zudem hatten die Zuwendungsempfangenden 

die Schlussverwendungsnachweise regelmäßig nicht fristgerecht eingereicht. 

Für die näheren Einzelheiten wird auf den Beitrag 21 zum Jahresbericht 2025 verwiesen. 

Nach Stellungnahmen des MUNV und der letzten Folgeentscheidung des LRH vom 

19.12.2025 ergibt sich der folgende aktuelle Sachstand. 
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Finanzierung und Steuerung 

Das MUNV hat ausgeführt, dass eine Priorisierung von Fördervorhaben eingeleitet worden 

sei. Neben dem verkehrlichen Nutzen würde in die Priorisierung einfließen, inwieweit eine 

Umsetzung der Maßnahme und damit auch ein Mittelabfluss im avisierten Zeitraum realis-

tisch erscheine, um so den Aufwuchs von Ausgaberesten zu vermeiden. 

Die Fortschreibung und Aktualisierung der Finanzplanung solle jährlich erfolgen. Verände-

rungen an der vorgenommenen Priorisierung könnten sich daher ebenfalls jährlich erge-

ben. Das MUNV befinde sich noch im ersten Jahr der Evaluierung und Fortschreibung der 

Planung. 

Der LRH hat die intensive Auseinandersetzung des MUNV mit der Thematik gewürdigt. Die 

Wirkung des Priorisierungsverfahrens ist für den LRH noch nicht bewertbar gewesen. Dar-

über hinaus hat der LRH alle wesentlichen Argumente in dieser Sache als ausgetauscht an-

gesehen. 

Ziele und Erfolgskontrollen 

Das MUNV hat mitgeteilt, dass es sich für die Formulierung der Ziele auf Programm- und 

Maßnahmenebene in der Verantwortung sehe.  

Es hat angekündigt, dass für die einzelnen Fördergegenstände nach § 13 ÖPNVG NRW 

messbare Ziele formuliert werden sollen. Auf deren Basis solle künftig eine Erfolgskontrolle 

durchgeführt werden, die den Maßgaben von Nr. 2.2 der Verwaltungsvorschriften (VV) zu 

§ 7 Landeshaushaltsordnung (LHO) genügt.  

Auch für die Maßnahmenebene sei künftig vorgesehen, ein konkretes und messbares För-

derziel zu formulieren, das an die Ziele des Fördergegenstands auf Programmebene an-

knüpfen soll. Die Kontrolle erfolge eigenständig durch die Bewilligungsbehörden. Es sei 

geplant, in Abstimmung mit den Bewilligungsbehörden Leitlinien zu formulieren, um die 

von den Bewilligungsbehörden durchzuführenden Erfolgskontrollen auf Maßnahmenebene 

zu vereinheitlichen, zu konkretisieren und zu formalisieren. 

Die Umsetzung der genannten Schritte erfolge nach Einschätzung des MUNV voraussicht-

lich im zweiten Quartal 2026 im Zuge der beabsichtigten Anpassung der VV zum 

ÖPNVG NRW. 

Der LRH hat die geplanten Schritte zur Zielformulierung und Erfolgskontrolle sowohl auf 

Programm- als auch auf Maßnahmenebene gewürdigt und hat diese im Einklang mit sei-

nen Petita gesehen. 
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Weitere Prüfungsfeststellungen 

Das MUNV hat dargestellt, dass ein Prozess aufgesetzt worden sei, um ein gemeinsames 

Rollenverständnis von den Bewilligungsbehörden und dem MUNV als Sonderaufsichtsbe-

hörde1 abzustimmen. Dieser Prozess habe das Ziel, den Rückzug des MUNV aus operativen 

Aufgaben zu gewährleisten. 

Im Zusammenhang mit einem institutionellen Wissensmanagement habe das MUNV ferner 

mit dem Aufbau eines sogenannten Förderwikis begonnen. Darin sei u. a. eine Zusammen-

führung und Zurverfügungstellung von Grundsatzerlassen geplant. Im Rahmen einer Vide-

okonferenz hat der LRH Einblick in den Umsetzungsstand des Förderwikis erhalten. 

Zur Problematik der nicht fristgerechten Einreichung der Schlussverwendungsnachweise 

durch die Zuwendungsempfangenden hat das MUNV ausgeführt, dass die Bewilligungsbe-

hörden durch das MUNV aufgefordert worden seien, die Zuwendungsempfangenden stär-

ker zu kontrollieren, auf die Einhaltung der fristgerechten Einreichung der Schlussverwen-

dungsnachweise zu bestehen und notwendige Schritte zu unternehmen. 

Der LRH hat die vom MUNV dargestellten Maßnahmen gewürdigt. Er hat seine Forderung, 

dass sich das MUNV künftig auf übergeordnete Aufgaben fokussieren sollte, ebenso als er-

füllt angesehen wie die Einführung eines institutionellen Wissensmanagements. Auch der 

Forderung des LRH, stärker auf die fristgerechte Einreichung der Schlussverwendungsnach-

weise hinzuwirken, ist das MUNV nachgekommen. 

Fazit 

Das MUNV hat die Anregungen und Feststellungen des LRH aufgegriffen und entspre-

chende Maßnahmen eingeleitet. Inwieweit diese Maßnahmen die gewünschte Wirkung 

entfalten, bleibt einer Folgeprüfung vorbehalten. 

Das Prüfungsverfahren ist abgeschlossen. 

 

                                                                    

1  Vgl. § 16 Abs. 6 ÖPNVG NRW. 
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